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Hans Bauer

Der Basler Arbeitsrappen
Ein rühmliches Kapitel baslerischer Wirt­
schafts- und Sozialgeschichte ist im Mai 1984 
mit dem Schlussbericht des Regierungsrates 
über den Arbeitsrappen und mit der Aufhe­
bung des Gesetzes von 1936 über dringliche 
Massnahmen zur Milderung der Wirtschafts­
krise im Kanton Basel-Stadt abgeschlossen 
worden.

Die Ausgangstage
Basel war damals, als die weltweite Depres­
sion der dreissiger Jahre - die schwerste Krise 
der jüngeren Vergangenheit - mit einiger Ver­
zögerung über die Schweiz hereinbrach, zu ei­
nem Akt der Selbsthilfe genötigt. Die Ausfuhr 
ging drastisch zurück, und als dann auch 
der andere entscheidende Bereich der Wirt­
schaftsentwicklung im Lande, die Bautätig­
keit, nachliess, breitete sich die Arbeitslosig­
keit rapid aus. In Basel war sie besonders 
gross, als eine zu Beginn des Jahrzehnts speku­
lativ übertriebene, von starker Zuwanderung 
von Arbeitskräften begleitete Baukonjunktur 
zusammenbrach. Die Zahl der Arbeitslosen 
stieg weit über den Landesdurchschnitt.
Der Bund konzentrierte seine < Massnahmen 
zur produktiven Arbeitslosenfürsorge > vorab 
auf die Exportindustrie, die er namentlich mit 
Fabrikationszuschüssen unterstützte. Die be­
sonders durch die Währungsabwertungen zur 
Preisinsel gewordene Schweiz sollte den An­
schluss an das Preisniveau ausländischer Han­
delspartner durch konsequenten Preis- und 
Lohnabbau wieder finden. Dagegen waren 
die Bundesbehörden der Arbeitsbeschaffung 
durch öffentliche Aufträge im Inland abge­

neigt, was in Botschaften und in Erklärungen 
des Bundesrates im Parlament deutlich betont 
wurde. Notstandsmassnahmen, so hiess es, 
seien die teuerste Art der Arbeitslosenfürsor­
ge. Auf das Gleichgewicht im Staatshaushalt 
bedacht, zog man die billigere Arbeitslosen­
versicherung und Krisenhilfe vor, zumal es 
auch schwierig sei, in unserem wohlausgerü­
steten und hochkultivierten Land wirklich 
produktive Arbeitsgelegenheiten zu finden. 
Diese Auffassung traf vorab für Basel nicht zu. 
Hier war zwar das Bauvolumen 1932-1936 
von 84,6 auf 36,8 Millionen Franken zurück­
gegangen, aber bedeutende öffentliche Bauten 
harrten ihrer Ausführung. Bei einem für da­
malige Verhältnisse hohen Budgetdefizit und 
mangels Reserven fehlte es jedoch an Mitteln 
zur Finanzierung. An eine Steuererhöhung 
war angesichts der hohen Progression, die 
zwei Drittel des Steueraufkommens von 4000 
der 60 000 Einkommenssteuerpflichtigen ver­
langte, nicht zu denken. Eine kürzlich aufge­
legte Anleihe war nicht voll gezeichnet wor­
den, und die kotierten Staatsanleihen hatten 
schlechte Kurse, so dass der Kapitalmarkt oh­
ne besondere Sicherheiten nicht zugänglich 
war.

Die Idee des Arbeitsrappens
Eine Lösung fand der von der Regierung zu 
Rate gezogene Professor Dr. Edgar Salin, Or­
dinarius für Nationalökonomie an der Uni­
versität Basel. Im Kontakt mit dem Präsiden­
ten des Gewerbeverbandes, Gustav Bohny als 
Vertreter der Arbeitgeber und mit Gewerk­
schaftssekretär Christof Bollinger als Vertreter
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der Arbeitnehmer des Bau- und Metallgewer­
bes schlug er die Finanzierung eines Beschäf­
tigungsprogrammes für zusätzliche Bautätig­
keit mittels einer durch Erhebung eines Ar­
beitsrappens als Sicherheit für Verzinsung 
und Amortisation fundierten Anleihe vor. 
Am 29. Juni 1936 ist dieser Vorschlag, zu ei­
nem mit weiteren Massnahmen kombinierten 
Plan ausgearbeitet, dem Regierungsrat unter­
breitet worden. Angeregt wurde, die Erwerbs­
tätigen sollten in einem Akt der Solidarität

mit den Arbeitslosen von jedem Franken des 
aus einer Beschäftigung im Kanton Basel- 
Stadt erzielten Arbeitseinkommens einen 
Rappen abgeben, und der Erlös sei einem Til­
gungsfonds für die Arbeitsbeschaffungsanlei­
he zuzuführen.
Schon am 21. August 1936 stellte die Regie­
rung ihren Entwurf zum <Gesetz über dringli­

Vorbildliche Architektur entstand z.B. 1937 mit dem 
Treppenhaus des Bethesda-Spitals.
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che Massnahmen zur Milderung der Wirt­
schaftskrise im Kanton Basel-Stadt> dem 
Grossen Rat zu. Als einzige Abweichung vom 
Entwurf der Initianten beantragte sie, Ein­
kommen Lediger von weniger als 1000 Fran­
ken und Verheirateter von weniger als 1500 
Franken von der Abgabe zu befreien. In der 
Gesetzespräambel wurde zugesagt, dass «die 
durch dieses Gesetz belasteten unteren Ein­
kommen zu keiner neuen zusätzlichen Steuer 
herangezogen werden» dürften, und weiter 
hatte bei Inkrafttreten des Gesetzes eine von 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbänden ge­
troffene Vereinbarung über die zur Sicherung 
des Arbeitsfriedens langfristige Erneuerung 
der geltenden Gesamtarbeitsverträge Geltung 
zu erlangen. Eine Liste von acht grossen öf­
fentlichen Bauvorhaben war dem Gesetz als 
Anlage beigefügt.
Mit seltener Beschleunigung wurde der Weg 
der Gesetzgebung zurückgelegt. Am 11. Sep­
tember 1936 stimmte der Grosse Rat mit gros­
ser Mehrheit, gegen vorwiegend kommunisti­
sche Opposition, der Vorlage zu. Am 3./4. Ok­
tober nahm das auf Wunsch der Initianten be­
fragte Volk das Gesetz an. Die Volksabstim­
mung stand unter dem irreführenden Ein­
druck, dass die am 27. September erfolgte Ab­
wertung des Schweizerfrankens der Krise ein 
Ende bereite und den Arbeitsrappen überflüs­
sig mache. So wurde das Gesetz nur knapp mit 
13 625 gegen 12 027 Stimmen angenommen. 
Zehn Jahre sollte es gelten und laut Entscheid 
des aus Baselland angerufenen Bundesgerich­
tes nur das im Kanton Basel-Stadt steuerbare 
Einkommen betreffen.
Auch beschränkte die Kantonsgrenze das Ein­
satzgebiet der Massnahmen für zusätzliche 
Arbeit im Bau und zur Förderung anderweiti­
ger zusätzlicher Arbeiten (laut einer neuen 
Bestimmung vom 11. März 1937) auf die 
Stadt. Dieser Privilegierung waren auch Ar-

Auch städtebauliche und architektonische Dutzendware 
entstand mit Mitteln des Arbeitsrappens, z.B. 1941 das 
Haus Ecke Blumenrain/Petersgasse.

beitnehmer teilhaftig. Kantonsfremde hatten 
wohl gemäss Verfassungsgrundsatz der Frei­
zügigkeit im ganzen Gebiet der Eidgenossen­
schaft als Schweizerbürger das Recht, das 
nach wie vor beliebte Zuwanderungsziel Basel 
aufzusuchen, aber sie hatten keinen Anspruch 
auf Beschäftigung. Diese war vielmehr bei 
subventionierten Arbeiten den Basler Bürgern 
oder seit einem Jahr in Basel Wohnenden Vor­
behalten. Auswärtige wurden dann zugelas­
sen, wenn sie während fünf Jahren bei einem 
Meister mit Domizil in Basel jährlich längere 
Zeit gearbeitet hatten. Ebenso waren subven-



tionierte Arbeiten an im Kanton ansässige 
Firmen zu vergeben.
Die mit dem Arbeitsrappen solid fundierte 
Arbeitsbeschaffungsanleihe, von deren gesetz­
lich vorgesehenen 24 Millionen Franken En­
de Oktober 1936 eine erste Tranche von 
10,5 Millionen zu 3'/2% aufgenommen wurde, 
ist sofort von drei Banken zur eigenen Anlage 
gezeichnet worden.

Die Möglichkeiten des Einsatzes
Damit lagen die Mittel zum Einsatz bereit, für 
den das Gesetz drei Varianten nannte, näm­
lich
1. Ausgaben für die Ausführung staatlicher 
Bauten, deren Rentabilität gewährleistet ist 
oder durch Gebühren gewährleistet werden 
kann, oder bei denen ein hoher Lohnanteil an 
den Gesamtkosten die Erstellung einer beson­
ders grossen Zahl von Arbeitskräften und da­
durch wesentliche Ersparnisse an kantonalen 
Wohlfahrtsausgaben erwarten lässt;
2. Subventionen bis zu 15% als Beiträge à 
fonds perdu an Bauarbeiten gemeinnütziger 
und öffentlicher Körperschaften, wenn deren 
Durchführung dadurch gesichert oder wesent­
lich erleichtert werden kann;
3. vorübergehende Baukredite an gemeinnüt­
zige und öffentliche Körperschaften gegen an­
gemessenen Zins.
Die Beanspruchung von Subventionen oder 
Baukrediten verpflichtete den Bauherrn, ge­
mäss 1934 und 1937 erweiterten und Einhei­
mische begünstigenden Submissionsvorschrif­
ten der öffentlichen Verwaltung zu bauen und 
nach Möglichkeit einheimische Rohstoffe zu 
verwenden. Die Rückzahlung der Kredite hat­
te nach spätestens zwei Jahren für öffentliche 
Bauten und nach drei Jahren für Körper­
schaftsbauten zu erfolgen.
Diese Rückzahlungen ermöglichten die mehr­
malige Verwendung der gleichen Gelder, die

im Arbeitsrappenfonds als <fonds de roule­
ment unter Leitung einer eigenen Verwal­
tungskommission gesondert vom übrigen 
Staats vermögen verwaltet wurden. Sie durften 
ausdrücklich nur zur Beschaffung zusätzlicher 
Arbeit sowie zur Verzinsung und Tilgung der 
Anleihe, nicht aber für anderweitige Ausga­
ben des Staates verwendet werden.

Das Hafenbecken II des Kleinhüninger Rheinhafens wur­
de 1936 von Hand ausgehoben (Arbeitsbeschaffung!).
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Erhebung des Arbeitsrappens, Prüfung der 
Projekte und Gesamtarbeitsverträge

Die Erhebung des Arbeitsrappens wurde zu­
gleich mit der Lohn- oder Gehaltszahlung 
vom Arbeitgeber besorgt. Selbständigerwer­
bende hatten den Rappen auf Grund ihrer 
Steuererklärung von ihrem Einkommen zu 
entrichten, nach Abzug von 4% für Verzin­
sung ihres im Geschäft investierten Kapitals. 
Eine andere, jedoch dem allgemeinen Staats­
haushalt zugeführte <Ausgleichsabgabe> von 
einem Prozent wurde von Pensionen und 
Renten erhoben, während ein progressives 
Krisenopfer von 0,8 bis 4 Promille vom Ver­
mögen natürlicher und juristischer Personen 
verlangt wurde (Gesetz vom 11. März 1937). 
Als Träger der Arbeitsbeschaffung wirkte ein 
von der Staatsverwaltung getrennter Arbeits­
beschaffungsrat. Unter einem politisch und 
gewerkschaftlich neutralen Präsidenten ge­
hörten ihm paritätisch gewählte Vertreter der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer an. Er 
nahm am 15. Oktober 1936 seine Tätigkeit 
auf, die in der Begutachtung von Begehren um 
Gelder aus dem Arbeitsrappenfonds entspre­
chend den Richtlinien des Gesetzes bestand. 
Als beratende Instanz stellte er dem Regie­
rungsrat Anträge, während Beschlüsse von der 
aus der Mitte des Grossen Rates gewählten 
Arbeitsbeschaffungskommission zu fassen 
waren. Nach ersten Erfahrungen erwies es sich 
als zweckmässig, einen Initiativausschuss des 
Arbeitsbeschaffungsrates zu bilden. Er hatte 
die Arbeit des Rates vorzubereiten, in Verbin­
dung mit der beim Baudepartement unter Lei­
tung eines Architekten eingesetzten Zentralen 
Arbeitsbeschaffungsstelle. Dann lag ihm die 
Überwachung des Vollzuges der von der 
Kommission gefassten Beschlüsse ob.
Nach einigen Anlaufschwierigkeiten, bedingt 
durch den Zeitaufwand bis zur Baureife der

Projekte und von der vorwitzigen vox populi 
mit Spöttelei über den «arbeitslosen Arbeits­
rappen > bedacht, hat sich eine effiziente Be- 
willigungspraxis entwickelt. Die in der Anlage 
zum Gesetz aufgeführten Bauten, wie die Er­
weiterung des Rheinhafens Kleinhüningen, 
der Neubau des Schlachthofes, die Kehricht­
verbrennungsanlage, wurden mit autonomen 
Ausgaben des Fonds vollständig finanziert. 
Um auch kleinere Unternehmer und mit ih­
nen einige hundert Arbeitnehmer zusätzlich

Die Kehrichtverbrennungsanlage wurde 1940 erbaut.

zu beschäftigen, wurden Renovationen und 
Umbauten privater und staatlicher Liegen­
schaften in die Arbeitsbeschaffung einbezo­
gen. Schon 1937 wurden dank dem Arbeits­
rappen im Jahresdurchschnitt 1027 zusätzlich 
Beschäftigte gezählt, in den beiden folgenden 
Jahren 1232 und 1344. Die Zahl der Arbeits­
losen ging von 6410 auf 4241 im Jahresmittel 
1936-1938 zurück, beim Bau allein von 3089 
auf 2012.
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Die bei grossen Arbeiten beschäftigten Ar­
beitslosen mussten in der Regel nach zehn 
Monaten ausgewechselt werden. Bewährt ha­
ben sich als arbeitsrechtliche Komponente 
des Systems die während der Geltungsdauer 
des Gesetzes abgeschlossenen 70 langfristigen, 
für 21 000 Arbeiter geltenden Gesamtarbeits­
verträge. Die darin vereinbarte Friedens­
pflicht war mit der Schiedsgerichtsbarkeit 
verbunden. Für den Fall, dass sich die Vertrags­
parteien über ein Begehren um Vertragsände­
rung nicht verständigen konnten, trat das 
Staatliche Einigungsamt als Vermittler auf. 
Kam es nicht zu einer Einigung, dann hatte 
das Einigungsamt eine für beide Parteien ver­
bindliche Entscheidung zu treffen, «unter Be­
rücksichtigung der Wirtschaftsentwicklung, 
der wirtschaftlichen Tragbarkeit für beide 
Parteien und der bestehenden sozialen Ver­
hältnisse». Das Einigungsamt hatte die weite-

Zahlreiche Aussenrenovationen von Altstadtliegenschaf­
ten wurden dank dem Arbeitsrappen möglich: Fassaden­
detail des Formonterhofs, St. Johanns-Vorstadt 27.

re Aufgabe, die Einhaltung der Vertragsbe­
stimmungen bei allen Vertragsfirmen perio­
disch zu kontrollieren und bei Vertragsbruch 
Konventionalstrafen zu verhängen. Zusam­
men mit den Firmen bemühte es sich um die 
Einbeziehung aussenstehender, als wirtschaft­
lich und sozial vertragsfähig befundener Fir­
men in das Vertragssystem.

Kriegsausbruch 1939 und Aufhebung des 
Arbeitsrappens 1946
Der Kriegsausbruch am 1. September 1939 
veränderte die Lage auf dem Arbeitsmarkt 
grundlegend. Die Mobilmachung der Wehr­
pflichtigen und die Arbeitsdienstpflicht Hes­
sen viele leere Arbeitsplätze zurück. Bei
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durchschnittlich 1510 Arbeitslosen im Jahr 
1940 waren in der Baubranche noch 
585 Männer ohne Beschäftigung, immerhin 
relativ mehr als in der übrigen Schweiz. Der 
Bautätigkeit fehlte es zunehmend an Material, 
doch gelang es, mit Renovationen und Um­
bauten verschiedene Gewerbe zu beschäfti­
gen. Mit Aktionen, wie Motorfahrzeugrepara­
turen, Karosseriearbeiten, Melioration zur 
Gewinnung von Kulturland, Unterteilung 
von grossen in kleinere Wohnungen, Arbeits­
platzverbesserung in Werkstätten, und ande­
ren arbeitsintensiven zusätzlichen Beschäfti­
gungen fand der Arbeitsrappen sinngemässe, 
wenn auch reduzierte Verwendung.
Trotzdem unterschrieben im Jahr 1941 
3500 Bürger eine Initiative zur Abschaffung 
des Arbeitsrappens; sie wurde aber mit 17 454 
gegen 11513 Stimmen abgelehnt. Mittlerwei­
le stiegen die Arbeitsrappenerträge jährlich,

Der Arbeitsrappen finanzierte 1937-1967 die Konservie­
rungsarbeiten für die römischen Ruinen in Augst.

und die Anleihe war schon 1942 mit sechs 
Jahresraten amortisiert. Als der Fonds 1946 
bereits 16 Millionen Franken enthielt und die 
vielfach befürchtete Nachkriegskrise ausge­
blieben war, wurde auf Antrag der Regierung 
angesichts des Konjunkturaufschwungs auf 
den weiteren Einzug des Arbeitsrappens ver­
zichtet.

Sinnvolle Verwendung der Restmittel
Die Verwendung der noch verfügbaren Mittel 
war Gegenstand lebhafter Auseinanderset­
zungen. Sollten die Millionen gespart und der 
Geldentwertung ausgesetzt, durften nur die 
Zinsen oder auch das Kapital des Fonds auf­
gebraucht werden? Noch stand Basel vor der
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grossen Aufgabe der Altstadtsanierung, deren 
Planung bereits auf die Vorkriegszeit zurück­
ging, so dass sie auch im Anschluss an den Ar- 
beitsbeschaffungsplan des Bundesdelegierten 
eine Rolle spielte. In einer Ausstellung im 
Kleinen Klingental wurde das Sanierungspro­
jekt im Herbst 1945 vorgestellt, und überzeu­
gend wurde nachgewiesen, dass anstelle der 
noch 1936 vorgesehenen Innenstadtkorrek­
tion die Erhaltung und Restaurierung der Alt­
stadt das sozial und kulturell dringlichste städ­
tebauliche Problem war.
Damit war dann auch der Gegenstand sinn­
vollen und zweckentsprechenden Einsatzes 
des Arbeitsrappenfonds bis zur Erschöpfung 
seiner Mittel gegeben. Mit bedenklichen Bau- 
und Wohnverhältnissen sollte aufgeräumt, 
Luft und Licht durch Freilegung der überbau­
ten Höfe in das Gebiet zwischen Leonhards­
und Peterskirche gebracht werden. Über die­
ses Kerngebiet der Altstadt hinaus ist die Sa­
nierung auf die Spalen-, die St. Johanns- und 
die St. Alban-Vorstadt und auf Kleinbasel 
ausgedehnt worden. Mit Neubauten und sehr 
vielen Aussenrenovationen von Häusern und 
Restaurierung wertvoller Objekte konnte 
nach und nach das Stadtbild verschönert und 
die historische Substanz erhalten werden. Die 
finanzielle Basis dieser Aktion wurde durch 
einen jährlichen Zusatzkredit aus dem Staats­
budget gemäss Gesetz vom 16. Januar 1975 
zur Förderung der Denkmalpflege und der 
Altstadtsanierung und zur Hebung der Wohn- 
qualität verbreitert. So wurden auch Riehen 
und einige historische Bauten ausserhalb des 
Kantons, wie das Bottminger Weiherschloss, 
die Jugendburg Rotberg (Kachelofen) und die 
Römerruinen in Augst, berücksichtigt.

Finanzielle und psychologische Bilanz
Die Bilanz des Arbeitsrappens ist mit einer 
Leistung von Fr. 44 143 458.10 Subventionen

aus dem Fonds, zusammen mit dem staatli­
chen Zusatzkredit Fr. 51 825 880.10, ein­
drücklich. Entsprechend der Totalsumme der 
subventionierten Objekte ist damit eine Bau­
summe von Fr. 329 431 602.20 erzielt wor­
den. Daran waren ausser den Subventionen à 
fonds perdu noch 15 Darlehen von 
Fr. 10 239 573.25, nämlich 8,8 Mio. an den 
Staat und 1,4 Mio. an Private beteiligt, die an 
den Fonds zurückflossen. Die Bausumme ver­
teilte sich auf rund 64,4 Mio für staatliche und 
261 Mio. für private Objekte. Auf heutige 
Wertvorstellungen vom Statistischen Amt 
umgerechnet, entspricht die Summe der ge­
zahlten Arbeitsrappen einer heutigen Viertel­
milliarde Franken und das damit erreichte 
Bauvolumen gegen 1,5 Milliarden Franken. 
Nicht minder bedeutsam war der psychologi­
sche Effekt des Arbeitsrappensystems, die Er­
holung der Stadt von der gedrückten Stim­
mung der Krisenjahre. Der Arbeitsfriede blieb 
dank den arbeitsrechtlichen Errungenschaf­
ten im Zusammenhang mit den Gesamtar­
beitsverträgen erhalten, zur gleichen Zeit, in 
der sich mit der Unterzeichnung des Friedens­
abkommens von 1937 partnerschaftliche Ver­
nunft zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh­
mern der schweizerischen Maschinen- und 
Metallindustrie durchsetzte.
Bei der gelegentlich gestellten Frage, ob die er­
folgreichen Massnahmen zur Milderung der 
Wirtschaftskrise im Kanton Basel-Stadt von 
1936 nicht wiederholt werden könnten, ist zu 
bedenken, dass die heutigen Verhältnisse ver­
schieden sind von den Voraussetzungen des 
damaligen Erfolges. Aber die in der grossen 
Depression der dreissiger Jahre bewährte Hal­
tung, die mit Opferwillen, wirtschaftlicher 
Vernunft und politischem Geschick eine auf­
bauende Tat vollbracht hat, darf immer wie­
der als ermutigendes Vorbild in Erinnerung 
gerufen werden.
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